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ABBM – Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bergbau- und 

Mineralgewinnungsbetriebe e.V.  

Donnerstag, 16. August 2012 

Gesamtfortschreibung des LEP 

Rohstoffgewinnung braucht lange Perspektive  

Bayern ist gut versehen mit Steine/Erden und Industriemineralien, die geologisch eigentlich nicht 
knapp sind und von denen über 100 Millionen Tonnen jährlich gefördert werden. Nutzungskonflikte 
bestimmen jedoch das Bild: Natur-, Wasser- und Denkmalschutz, jüngst auch alternative Energien, 
sind „Wettbewerber“ auf kleinräumigem Gebiet mit hoher Siedlungsdichte. Hier gilt es, auch künftigen 
Generationen den Zugriff auf nicht erneuerbare, aber unverzichtbare Rohstoffe zu sichern. Vom 
Gesetzgeber erwarten wir umsichtige und ausgewogene Rahmenbedingungen, die die Betrachtung 
von Nutzungskonflikten in der Kommunikation vor Ort auf Augenhöhe gewährleisten. 

Die Arbeitsgemeinschaft  begrüßt, dass der Rohstoffgewinnung nach wie vor durch Ziele, Grundsätze 
und Kommentare in der Landesplanung der seitens der Raumordnung gebotene Schutz gegeben wird, 
der in keiner anderen bayerischen konkreten Raumplanung verankert ist.  

Rohstoffe für Generationen sichern 

Unter 5.1 Bodenschätze wird im vorliegenden Entwurf des LEP die bedarfsunabhängige Festlegung 
von Vorrang- und Vorbehaltsflächen für Industrieminerale und metallische Bodenschätze als Ziel 
formuliert. Dies sehen wir als eine wichtige Verdeutlichung. Problematisch finden wir, dass für Steine 
und Erden in den Erläuterungen diese Flächen ausdrücklich nur bedarfsabhängig für den Zeithorizont 
der Regionalpläne gesichert werden sollen. 

Letzteres ergibt aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft zwei Schwierigkeiten: 

 Die Abgrenzung zwischen Industriemineral und in der Verordnung als Steine und Erden 
bezeichneter Rohstoffklasse ist nicht immer eindeutig. Es gibt spezielle Kalksteine, 
Solnhofener Plattenkalke, Marmor, Spezialtone- und sande sowie Gips, die sämtlich nicht zu 
den Massenbaustoffen gerechnet werden dürfen. 

 Auch bei den scheinbar beliebig verfügbaren sonstige Sanden, Kiesen und Natursteinen wird 
mit einer bedarfsabhängig auf den Planungshorizonts einer Fortschreibungsperiode 
orientierten Ausweisung mittelfristig eine unhaltbare Situation eintreten. Die Erfahrung aus 
Baden-Württemberg lehrt, dass dann die Sicherung der Rohstoffversorgung gefährdet ist. Dort 
sind in einigen Regionen bei gleichem Rohstoffbedarf die Abbaustätten in einem Zeitraum von 
40 Jahren auf 20 % reduziert worden. Das bedeutet erhöhte Baukosten, mehr Verkehr und 
Belastung für die jeweiligen Bürgerinnen und Bürger. Hauptursache ist, neben der 
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Unsicherheit der Bedarfsschätzung, der Wegfall geplanter Abbauflächen durch später 
abgewogene Nutzungskonflikte mit Naturschutz. In Bayern kommen eine heute noch 
unabsehbare Flächenkonkurrenz mit Landwirtschaft, Energieflächen, Stromtrassen sowie 
erweitertem Grundwasserschutz und die wirtschaftliche Entwertung durch hohe Kosten bei 
Bodendenkmälern noch hinzu. 

Die Arbeitsgemeinschaft fordert, die Steine und Erden gleichrangig wie Industrieminerale und 

metallische Bodenschätze bedarfsunabhängig zu sichern. Auf Ebene einzelner Regionen, für 

die dadurch eine zu flächenhafte Ausweisung befürchtet wird, kann Letzterem durch 

Überwiegen von Vorbehaltsflächen Rechnung getragen werden. 

Rohstoffgewinnung nützt auch der Natur 

In der Kommentierung zu 5.1.2 (B) wird postuliert, die Gewinnung von Bodenschätzen sei „in der Regel 
mit erheblichen Eingriffen in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild verbunden“. Deswegen wird 
eine Konzentration vorgeschlagen. Außerdem könnten „Schutzgüter wie das Landschaftsbild und 
Lebensräume für Pflanzen und Tiere beeinträchtigt werden. Diese mit dem Abbau einhergehenden 
unvermeidbaren Beeinträchtigungen sollen nach erfolgtem Rohstoffabbau soweit möglich beseitigt 
werden.“ 

Hierzu merkt die Arbeitsgemeinschaft an, dass diese Sichtweise überholt ist. Denn gerade durch die 
Gewinnungsvorhaben werden Verbesserungen im Naturhaushalt und bei Biodiversität geschaffen. In 
praktisch allen Abbaustätten steigt schon mit Beginn der Rohstoffgewinnung die Anzahl an 
gefährdeten Arten sprunghaft an. Die dort vorkommenden Pionier- und Rohbodenarten haben in der 
heutigen kulturell geprägten und gepflegten, intensiv land- und forstwirtschaftlich genutzten Flur kaum 
noch Überlebenschancen. Die Schwierigkeiten beim Abbau bestehen eher darin, diese Vielfalt über 
den Punkt der Rekultivierung hinaus zu erhalten. Wegen der so großen positiven Bedeutung der 
Abbauflächen für den Artenschutz arbeiten die bayerischen Rohstoffverbände eng mit dem 
Landesbund für Vogelschutz (LBV) an Konzepten während und nach der Rohstoffgewinnung, damit 
Wertvolles eben nicht gutgemeint beseitigt wird. Die Konzentration auf wenige Abbaustätten trägt im 
Übrigen nach Erkenntnissen der ökologischen Forschung zum Artenschwund bei, weil vernetzte 
Strukturen und kurze Wege zwischen den Populationen schwinden. 

 

Die Arbeitsgemeinschaft schlägt folgende Formulierung vor: 

 

Zu 5.1.2 (B) Die Gewinnung von Bodenschätzen ist in der Regel mit Eingriffen in den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild verbunden. Ein flächensparender Abbau, 
der Abbau möglichst mächtiger Lagerstätten und die möglichst vollständige 
Nutzung der Vorkommen sind wirtschaftlich und landschaftlich sinnvoll. 

   _____ 
 
 Während des Rohstoffabbaus werden der Land- und Forstwirtschaft Flächen 

entzogen, können Schutzgüter wie das Landschaftsbild und Lebensräume für 
Pflanzen und Tiere beeinträchtigt werden. In der Regel entstehen aber auch 
Lebensräume für gefährdete Arten. Zu den geeigneten Rekultivierungs-
maßnahmen gehören die Rückführung der Flächen in die land- und 
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forstwirtschaftliche Nutzung, sofern das Grundwasser nicht aufgedeckt ist, die 
Bereicherung des Landschaftsbildes und die Schaffung neuer Lebensräume für 
Pflanzen und Tiere sowie die Schaffung von Erholungsräumen. Mit einer 
abschnittsweisen Rekultivierung kann erreicht werden, dass die 
Inanspruchnahme von Flächen sowohl auf den abbautechnisch notwendigen 
Umfang als auch auf das zeitlich notwendige Maß begrenzt bleibt. 

  _____ 
 
 Um eine ungeordnete Nachfolgenutzung zu vermeiden, haben die Träger der 

Regionalplanung bereits bei der Festlegung jedes Vorranggebiets für die 
Rohstoffsicherung verbindlich festzulegen, auf welche Weise die Rekultivierung, 
Wiederverfüllung oder sonstige Wiedernutzbarmachung generell durchgeführt 
werden soll. Als Folgefunktion kommen insbesondere Land- und Forstwirtschaft, 
Biotopentwicklung sowie Erholung in Frage. In Anbetracht der wichtigen 
Biotopfunktion schon während des Abbaus wird ein Ausgleich auf der 
Abbaufläche im Rahmen einer derartigen Festlegung der Folgefunktion als 
ausreichend betrachtet. 

 
 


